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Erster  Teil 

Der Begriff  „demokratische Grundsätze" 
in Art. 21 Abs. 1 Satz 3 GG 

§ 1 Einleitung 

Das Grundgesetz ve r lang t i n A r t . 21 Abs. 1 Satz 3, daß die innere 
O r d n u n g der pol i t ischen Par te ien demokrat ischen Grundsätzen zu en t -
sprechen habe, u n d über t räg t i n A r t . 21 Abs. 3 die nähere Regelung 
dieser Frage dem Bundesgesetzgeber. Dieser is t dem Gesetzgebungs-
au f t rag erst nach l ang jäh r igen Bera tungen nachgekommen u n d hat a m 
28. 6.1967 das Parteiengesetz verabschiedet 1 . 

D ie vor l iegende A r b e i t hat sich die Aufgabe gestel l t , zu prü fen, ob 
durch das Parteiengesetz dieser Gesetzgebungsauftrag w i r k l i c h e r f ü l l t 
w o r d e n is t2 . D a v o n k a n n m a n n u r sprechen, w e n n das Parteiengesetz 
seiner gesamten Ausgesta l tung nach i n der Lage ist, e inen Be i t rag zur 
Demokra t i s ie rung der innerpar te i l i chen O r d n u n g i m Sinne des A r t . 21 
Abs. 1 S. 3 G G zu leisten. 

1 Bereits am 6.12.1949 (BT-Drucksache 1/275) stellte die Zentrumsfraktion 
den Antrag, der Bundestag möge die Regierung um die Vorlage eines 
Parteigesetzentwurfes  ersuchen. 1955 berief  der Bundesminister  des Inneren 
eine Kommission ein, u m die Fragen zu klären, die sich im Zusammenhang 
mit dem Auft rag des Ar t . 21 Abs. 3 GG ergeben. Der Bericht erging 1957. I n 
der 104. Plenarsitzung des I I I . Deutschen Bundestages (Steno.Bericht 
S. 5627 ff.)  legte die Regierung  einen Parteigesetzentwurf  vor (BT-Druck-
sache III/1509), der an den Innenausschuß weitergeleitet wurde. Dem folgte 
ein Regierungsentwurf  i n der 170. Sitzung des IV. Deutschen Bundestages 
(BT-Drucksache IV/2853) und ein Entwurf  der  SPD (BT-Drucksache IV/3112) 
(Steno.Bericht S. 8572 ff.),  die beide an den Sonderausschuß Parteiengesetz 
und an den Haushaltsausschuß weitergeleitet wurden. I n der 90. Sitzung des 
V. Deutschen Bundestages (Steno.Bericht S. 4175 ff.)  wurde der von einer 
interfraktionellen  Arbeitsgruppe eingebrachte Parteiengesetzentwurf  (BT-
Drucksache V/1339) beraten und an den Innenausschuß weitergeleitet. Die 
Berichte des Innenausschusses (BT-Drucksache V/1918 und zu BT-Druck-
sache V/1918) sowie der Bericht des Haushaltsausschusses lagen in der 
116. Sitzung des V. Deutschen Bundestages vor (Steno.Bericht S. 5797). I n 
dieser wurde der Entwur f  des Innenausschusses i n der 2. und 3. Lesung 
ohne weitere Änderung verabschiedet. 

2 Es ist nicht Ziel dieser Arbei t festzustellen, ob es dem Partei engesetz 
gelungen ist, eine stärkere Demokratsierung der innerparteil ichen Ordnung 
zu erreichen. Eine Aussage darüber setzt nicht nur eine Untersuchung der 
Parteisatzungen voraus, sondern erfordert  auch eine Analyse des tatsäch-
lichen Parteilebens. 

2 Wolfrum 



18 1. Tei l : Der Begriff  „demokratische Grundsätze" i n Ar t . 21 GG 

Damit erscheint als neuralgischer Punkt der kommenden Unter-
suchungen die Bestimmung dessen, was unter dem Begriff  „demokra-
tische Grundsätze" im Sinne von Art . 21 Abs. 1 S. 3 GG zu verstehen 
ist. 

Der Parlamentarische Rat hat sich in seinen Beratungen über den 
Art . 21 GG von Erwägungen leiten lassen, die einleitend zu einem 
besseren Verständnis herangezogen werden sollen, wenn sie auch nur 
in einem begrenzten Umfang dazu geeignet sind, konkrete Anhalts-
punkte für den möglichen Inhalt eines Parteiengesetzes zu liefern. 
Als Diskussionsgrundlage diente ihm dabei anfangs Art . 47 CHE, der 
von dem Herrenchiemsee-Konvent als eine der Sicherungen gegen die 
Gefahren eines arbeitsunfähigen Parlaments in den Abschnitt „Bundes-
tag" seines Verfassungsentwurfes  aufgenommen worden war 3 . Durch 
Art . 47 CHE wurden die Parteien als Organe der politischen Willens-
bildung anerkannt, und es wurde ein besonderes Gesetz über ihre 
Rechtsverhältnisse vorgesehen. 

Zunächst ging es den Verfassern  des Grundgesetzes allein darum, 
durch die Forderung nach einer demokratischen Ordnung innerhalb der 
Parteien deutlich zu machen, daß in der Bundesrepublik totalitäre 
Parteien keine Lebensmöglichkeit wieder haben sollten. So setzte sich 
der Abgeordnete Brockmann  in den Beratungen des Parlamentarischen 
Rates für eine entsprechende Verfassungsbestimmung ein, „wei l die 
Vergangenheit unseres deutschen Parteiwesens, insbesondere mi t Be-
rücksichtigung auf die Partei, die uns 12 Jahre terrorisiert  hat", dafür 
spreche. Diese Überlegung bringt neben der Ablehnung totalitärer 
Parteien zumindest im Ansatz auch zum Ausdruck, daß eine inner-
parteiliche demokratische Ordnung eine der Voraussetzungen für ein 
demokratisches Staatswesen ist. 

Der Redaktionsausschuß des Parlamentarischen Rates wurde kon-
kreter und forderte,  die Parteien sollten gehalten sein, Satzungen und 
Programm aufzustellen. Desgleichen verlangte er die Verpflichtung der 
Parteiführungen,  in regelmäßigen Abständen einen Rechenschafts-
bericht über die Verwaltung des Parteivermögens abzugeben4. Hinsicht-
lich der Funktion der politischen Parteien wurde die gegenüber Art . 47 
CHE abweichende Formulierung des Redaktionsausschusses, daß die 
Parteien bei der politischen Willensbildung des Volkes mitwirken, ohne 
weitere Diskussion von dem Hauptausschuß in erster Lesung übernom-
men und fand so Eingang in die endgültige Fassung des Art . 21 GG. 

Die Entstehungsgeschichte des Art . 21 GG läßt somit deutlich werden, 
daß der Parlamentarische Rat die parteienrechtlichen Vorschriften  des 

3 Matz  S. 202 f. 
4 Matz  S. 206. 



§ 2 Demokratieverständnis des Grundgesetzes 19 

Grundgesetzes nicht vor einem aus den Beratungen konkretisierbarem 
verfassungstheoretischen  Hintergrund gesehen hat. Der für die Be-
urteilung des Parteiengesetzes wesentliche normative Gehalt des Art . 21 
Abs. 1 Satz 3 GG kann daher nur aus dem Demokratieverständnis, das 
den Normen des Grundgesetzes zugrunde liegt, hergeleitet werden. 

§ 2 Das Demokratieverständnis 
des Grundgesetzes als Interpretationsgrundlage 
für die Forderung des Art. 21 Abs. 1 Satz 3 GG 

I . Parteienstaat als Sonderform der unmittelbaren Demokratie 

In diesem Rahmen bietet sich eine Auseinandersetzung mi t der vor 
allem von Leibholz vertretenen Parteienstaatstheorie an. Danach domi-
nieren in der Verfassungswirklichkeit  unmittelbar-demokratische Ele-
mente, die, wie Leibholz meint, auch in dem Grundgesetz eine Berück-
sichtigung gefunden haben5. Demnach kann man seiner Meinung nach 
nicht davon ausgehen, daß die durch das Grundgesetz normierte demo-
kratische Ordnung den Prinzipien der mittelbaren Demokratie ent-
spricht. 

Ausgangspunkt für diese seine Beurteilung der Verfassungswirklich-
keit ist die Beantwortung der Frage, wie sich das Volk zu einer politisch 
willensfähigen Einheit integriert. 

Das Repräsentationsprinzip als eine der Integrationsmöglichkeiten 
beruht seiner Meinung nach auf der Überzeugung, daß das repräsen-
tierte Volk eine politische Einheit sei6. Die Repräsentation mache diese 
an sich schon bestehende Einheit lediglich gegenwärtig und projiziere 
sie in die Wirklichkeit. Daher definiert  Leibholz „Repräsentation" als 
den Vorgang, in dem etwas „das nicht gegenwärtig ist, wieder an-
wesend gemacht wi rd" 7 . Aus der Stellung des Abgeordneten als 
Repräsentant des gesamten Volkes ergebe sich dann, daß dieser bei 
seiner Entscheidung von einer Beeinflussung durch einzelne Gruppen 
unabhängig sein müsse8. Die Aufgabe der Wahlen besteht in dem so 
geschilderten System seiner Ansicht nach darin, diese unabhängigen 
Persönlichkeiten auszusuchen, damit schließlich in der durch sie 
gebildeten Körperschaft  der Gemeinwille gebildet werden könne. 

Nach Leibholz hat sich aber in der Verfassungswirklichkeit  die 
Aufgabe der Wahlen geändert9. Dabei geht er von der Beobachtung 

5 Leibholz,  Strukturwandel, S. 93 ff. 
β Leibholz,  Parteienstaat, S. 1. 
7 Leibholz,  Repräsentation, S. 26. 
8 Leibholz,  Parteienstaat, S. 1 f. 
» Leibholz,  Strukturwandel, S. 104. 

2* 


